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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfa­
len für das Haushaltsjahr 2018 (Haushaltsgesetz 2018) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/800 

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze und zur Überleitung 
der vorhandenen Konrektorinnen und Konrektoren von Grundschulen und 
Hauptschulen (Haushaltsbegleitgesetz 2018) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/1111 

Haushaltsgesetz 2018 (Text) 
Haushaltsbegleitgesetz 2018 

Bericht über das Ergebnis des Berichterstattergesprächs zu den Texten der Gesetz­
entwürfe gemäß § 54 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Hauptberichterstatterin Abg. Heike Gebhard SPD 

Berichterstatter 
Berichterstatter 
Berichterstatter 
Berichterstatter 

Abg. Arne Moritz CDU 
Abg. Heike Gebhard SPD 
Abg. Mehrdad Mostofizadeh BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN 
Abg. Herbert Strotebeck AfD 

Das Ergebnis des Berichterstattergesprächs zu den Texten der Gesetzentwürfen 
ergibt sich aus dem als Anla~~e beigefügten Ergebnisvermerk. 
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Anlage 

Ergebnisvermerk über das Berichterstattergespräch zu den Texten der Gesetz­
entwürfe am 30. November 2017 

1. Teilnehmer/innen 

Abg. Heike Gebhard 

Abg. Arne Moritz 
Abg. Ralf Witzel 
Abg. Mehrdad Mostofizadeh 
Abg. Christian Loose 

Referenten/innen der Fraktionen 
Alexander Böhm 
Dr. Florian Matz 
Lisa Minde 
Christer Cremer 

Peter Landwehr 
Christian Winther 
Manfred Brehl 
Sebastian Straub 

Frank Schlichting 
Thomas Kürschner 

2. Allgemeines 

SPD 

CDU 
FDP 
BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN 
AfD (in Vertretung) 

SPD 
FDP 
BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN 
AfD 

Ministerium der Finanzen 
Ministerium der Finanzen 
Ministerium der Finanzen 
Ministerium der Finanzen 

Landtagsverwaltung 
Landtagsverwaltung 

Die Hauptberichterstatterin und die Berichterstatter erläutern mit Vertretern des Minis­
teriums der Finanzen den Gesetzestext Haushaltsgesetzentwurf 2018 in Drucksache 
17/800 und das Haushaltsbegleitgesetz 2018 in Drucksache 17/1111 mit der Maß­
gabe, dass Artikel 3 des Begleitgesetzes (Überleitung Konrektoren) - bei Bedarf - im 
Berichterstattergespräch zum EP 05 aufgerufen werden solle. 

Das Gespräch findet unmittelbar vor dem Berichterstattergespräch zum Einzelplan 20 
(in gleicher personeller Besetzung) statt. 

3. Texte der Gesetzentwürfe der Landesregierung 

a) Haushaltsbegleitgesetz 

Zum Haushaltsbegleitgesetz 2018 ergibt sich kein Erörterungsbedarf. 
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b) Haushaltsgesetz 

Zum Haushaltsgesetz 2018 werden folgende Fragen erörtert und beantwortet: 

Abg. Mostofizadeh fragt nach einer möglicherweise bestehenden Absicht der landes­
regierung, mit der geänderten Formulierung in § 1'1 Abs. 3 HHG-E 2018 eine Auswei­
tung der Öffentlich Privaten Partnerschaften (ÖPP) vorzunehmen. Die Vertreter des 
Ministeriums der Finanzen betonen, dass die zunächst haushaltstechnische Regelung 
eine erhöhte Flexibilität im Haushaltsvollzug ermöglichen solle. Eine generelle Auswei­
tung von ÖPP sei damit nicht verbunden. 

Abg. Mostofizadeh möchte vvissen, ob dem Ministerium der Finanzen die Wahlmög­
lichkeit ggf. ohne Beteiligung des HFA oder des Unterausschusses BL.BluS einge­
räumt werde. Dies wird von den Vertretern des Ministeriums der Finanzen für den hier 
angesprochenen Haushaltsvollzug bestätigt. Sie weisen darauf hin, dass die Entschei­
dungen vor dem Hintergrund der Ergebnisse von konkreten Wirtschaftlichkeitsberech­
nungen zu treffen sind und betonen den engen sachlichen Zusammenhang der Rege­
lungen in § 11 Abs. 3 und 4. Ziel auch von Abs. 4 sei die Flexibilisierung illl Haushalts­
vollzug. Hier werde die Möglichkeit geschaffen, Mittel, die ursprünglich für Mietausga­
ben (bspw. für eine Anmietung beim BlB NRW) veranschlagt wurden, auch für sons­
tige sächliche und investive Ausgaben im Rahmen einer ÖPP zu nutzen, wenn eine 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung die Vorteilhaftigkeit der ÖPP belegt habe. Welche Va­
riante schließlich zum Zuge komme, sei natürlicherweise bei Einbringung noch nicht 
ganz klar gewesen. 

Zur Beantwortung politischer Fragen wird auf die HFA-Sitzungen verwiesen." 

Heike Gebhard MdL 
Hau ptberichterstatteri n 


